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Landkreis: Rems-Murr-Kreis 
Gemeinde: Kernen im Remstal 
Gemarkung: Rommelshausen 

Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a 
BauGB und örtliche Bauvorschriften 

„Haldenschulcampus“ 
Maßstab 1 : 500        ENTWURF 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet. 

Projektnummer: 3 2022 0894 

 

Fellbach, den 08.12.2023   

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§§ 2 (1), 13a BauGB), Beschluss der Ver- 
öffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  25.04.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) 
und ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  02.05.2024 

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche  
Auslegung (§ 3 (2) BauGB)                                                  vom 13.05.2024 bis  17.06.2024 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am  .....................  

 

Ausgefertigt:  Kernen im Remstal, den  .....................  
 

 
Paulowitsch, Bürgermeister 

 

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 
 

 
Paulowitsch, Bürgermeister 



Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Haldenschulcampus“
  Seite 2 

Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) und § 4 Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 
698), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) in 
Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (GBl. S. 170). Es 
gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Haldenschulcampus“ 

 Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 (1) Nr. 5 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Sporthalle, Mensa und Schule.  

Zulässig sind die der Zweckbestimmung dienenden Gebäude und Einrichtungen, sowie die im 
Sinne dieser Zweckbestimmung erforderlichen Nebenanlagen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

a) Grundflächenzahl (vgl. Planeinschrieb) 

Mit wasserdurchlässigem Material befestigte Stellplätze sind bei der Ermittlung der 
zulässigen Grundfläche nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen (vgl. Planeinschrieb) 

Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dach/Attika) ist in Meter über Normalnull 
als Höchstmaß festgesetzt (HGP). 

Technische notwendige Dachaufbauten (z.B. Treppenhäuser, Aufzugsschächte, 
Lüftungsanlagen) und Anlagen zur solaren Energiegewinnung sind über die festgesetzte 
Höhe hinaus zulässig. Diese Aufbauten sind mindestens um das Maß ihrer Aufbauhöhe 
von der Außenkante der Dachfläche abzurücken. 

1.3 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Besondere (von § 22 (1) BauNVO abweichende) Bauweise. Zugelassen sind Einzelhäuser 
ohne Längenbeschränkung aber mit seitlichen Grenzabständen im Sinne der offenen 
Bauweise (b). 

1.4 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 BauNVO) 

Die Höhenlage baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) in Normalnullhöhe nach oben begrenzt. Maßgebend ist die Rohfußbodenhöhe. 
Unterschreitungen sind zulässig. 
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1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

a) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

b) Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO:  

Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, 
Eingangsüberdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite um bis zu 3 m überschritten 
werden.  

Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss in allen Fällen mindestens 2 m betragen. 

1.6 Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12, 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

a) Die dem Nutzungszweck des Baugebiets dienenden offenen Stellplätze sind allgemein auf 
der unüberbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

b) Garagen -eingeschossig- sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf 
den dafür vorgesehenen Flächen (Ga) zulässig. Sie können ausnahmsweise auf den nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen zugelassen werden. Von befestigten öffentlichen 
Verkehrsflächen müssen mit Außenwänden Abstände mit mindestens 0,5 m eingehalten 
werden. Der Ein- und Ausfahrtsbereich muss bei geschlossenen Seitenwänden 2,5 m und 
bei offenen Seitenwänden 0,5 m Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 
Maßgebend dafür ist die Vorderkante der Dachüberstände. 

c) sonstige der Versorgung dienenden Nebenanlagen 
Die der Versorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 
BauNVO sind gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO auf der unüberbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen darf nur wasserdurchlässig erfolgen (Rasensteine, 
Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). Wasserundurchlässiges Pflastermaterial 
ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist unzulässig. 

b) Bei erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets darf der Mutterboden 
des Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für 
Auffüllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 
Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. 
Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind.  
Sollte Bodenaushub durch die Gestaltung des Planungsgebietes oder einem daran 
anschließenden Bauvorhaben anfallen, ist dieser vorrangig durch einen 
Erdmassenausgleich vor Ort zu verwenden. Dabei sollen durch die Festlegung von 
Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden 
Aushubmassen vor Ort verwendet werden. Sofern dies nicht möglich ist, sind 
entsprechende Verwertungs- oder Entsorgungsmöglichkeiten einzuplanen. 
Im Rahmen der Beantragung eines konkreten Bauvorhabens ist bei einer voraussichtlich 
anfallenden Menge von mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub dem Landratsamt ein 
Abfallverwertungskonzept vorzulegen. 

c) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. 

d) Die nicht überbauten und nicht für den Betriebsablauf notwendigerweise befestigten 
Flächen sind zur Schaffung eines günstigen Bestandsklimas zu begrünen und zu 
bepflanzen (Artenempfehlung siehe 1.8 b). 

e)  Eine Rodung der Gehölze ist nur im Zeitraum von 01. Oktober bis einschließlich 28. Februar 
zulässig (außerhalb der Brutzeiten der Vogelarten). Der Abbruch von Gebäuden und die 
Baufeldfreimachung sind nur im Zeitraum vom 01. November bis einschließlich 28. Februar 
zulässig (außerhalb der Brutzeit der Vogelarten). 
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1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten 
Stellen sind standortgerechte, hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und dauernd zu 
unterhalten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend (Artenempfehlung siehe 1.8 b). 

b) Artenempfehlung zum Pflanzzwang:  
Bäume: Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Winterlinde (Tilia 
cordata), Holländische Linde (Tilia europaea), Krimlinde (Tilia euchlora), Silberlinde (Tilia 
tomentosa), Bastard – Platane (Platanus x hybrida), Baumhasel (Coylus colurna), 
Weißdorn – Arten wie z.B. Hahnendorn und Rotdorn (Crataegus), Eberesche (Sorbus 
aucuparia), Schwed. Mehlbeere (Sorbus intermedia), Mehlbeere (Sorbus aria), Elsbeere 
(Sorbus torminalis), Zierkirschen – Arten (Prunus spec.), Hopfenbuche (Ostrya carpinifolia), 
Zerreiche (Quercus cerris), Holländische Stadt-Ulme (Ulmus hollandica), Robinie (Robinia  
pseudacacia), Pappel- Arten (Populus), Esskastanie (Castanea sativa), Schnurbaum 
(Sophora japonica).  

Sträucher: Hasel (Corylus avellana), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Kornelkirsche 
(Cornus mas), Japanische Quitte (Chaenomeles japonica), Pfaffenhütchen (Evonymus 
europaea), Liguster/ Rainweide (Ligustrum vulgare), Wolliger Schneeball (Viburnum 
lantana), Wasser Schneeball (Viburnum opulus), Duft-Schneeball (Viburnum fragrans), 
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schlehe (Prunus spinosa), Wildrosen-Arten (Rosa 
canina, R. rubiginosa, Rosa rugosa), Felsenbirne (Amelanchier canadensis, Amelanchier 
laevis), Alpen-Johannisbeere (Ribes alpinum), Gold-Johannisbeere (Ribes aureum), Rote 
Johannisbeere (Ribes rubrum), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Buxbaum (Buxus 
sempervirens), Eibe (Taxus baccata), Stechpalme (Ilex aquifolium), Erbsenstrauch 
(Caragana arborescens), Blasenstrauch (Colutea arborescens), Strauchmispel 
(Cotoneaster multiflorus), Steinmispel (Cotoneaster bullatus), Mahonie (Mahonia). 

1.9 Pflanzbindung (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 

a) Die im Lageplan besonders bezeichneten Bäume sind auf Dauer zu erhalten, zu unterhalten 
und bei Abgang zu ersetzen (Artenempfehlung siehe 1.8 b). 

b) Auf der mit Pflanzbindung (PB) belegten Fläche ist der bestehende Bewuchs zu erhalten, 
zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen (Artenempfehlung siehe 1.8 b). 

 

Hinweise: 

a) Im Zuge von Bauarbeiten können im Plangebiet Funde im Sinne von § 20 
Denkmalschutzgesetz (DSchG) zutage treten, bei denen es sich um meldepflichtige 
Kulturdenkmale nach § 2 DSchG handelt. 
Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige 
Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden 
ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

b)  Die Inhalte des Merkblattes „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ des Landratsamtes Rems- 
Murr-Kreis sind bei allen Erdarbeiten zu beachten (Download unter www.rems-murrkreis.de 
► Landratsamt Politik ► Bürgerservice ► Online-Service ► Formulare ► Umweltschutz). 

c) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund 
mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser 
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erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) 
und (6) WG). 
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit 
Grundwasserfreilegung gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere 
Wasserbehörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen 
unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt 
haben, unverzüglich einzustellen und die Untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 
Abs. 6 WG). Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein 
Oberflächengewässer ist unzulässig. 

d) Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes auf 
der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim Neubau eines 
für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche. 

e)  Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet werden. 

Zur Reduzierung der Versiegelung sind wasserdichte oder nicht durchwurzelbare 
Materialien (z.B. Folien und Vlies) in den Garten- und Grünflächen nur zur Anlage von 
Gartenteichen zu verwenden. 

 

 

2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Haldenschulcampus“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung der Hauptgebäude: Siehe Planeintrag. 

Die Dachflächen von Flachdächern sind zu begrünen. Von der Begrünungspflicht 
ausgenommen sind Flächen, die technisch notwendigen Dachaufbauten oder der 
Erzeugung von Solarenergie dienen. 

b) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. Ausgenommen sind Verglasungen und Anlagen zur solaren 
Energiegewinnung. 

2.2 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Geschlossene Einfriedungen (wie Mauern, Palisaden, Bretterwände, etc.) sind nur bis zu einer 
Höhe von 1,5m zulässig und einzugrünen. 

Transparente tote Einfriedungen (wie Zäune und Gitterkonstruktionen) sind nur bis zu einer 
Höhe von 2,0m zulässig und einzugrünen. 

Zugelassen sind nur Zäune, die im Höhenbereich bis 15 cm über dem Boden Kleinsäugetiere 
in ihrer Bewegungsfreiheit nicht behindern. 

Lebende Einfriedungen sind als gestaffelte Buschbepflanzungen ohne Höhenbegrenzung und 
als geschlossene Hecke bis 1,5m Höhe zulässig. 

2.3 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bundesrechtliche Vorschriften bleiben 
unberührt. 


